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Der Regierungsrat hat den Auftrag erteilt, die PFAS-Situation 
im Kanton Thurgau zu erfassen. Die beteiligten Ämter starten 
am 1. Januar 2026 mit dem dreijährigen Projekt.
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Sie wurden wegen ihrer Fett-, Schmutz- und Wasser

abweisung jahrelang geschätzt, ihre Wirkung für die Umwelt 

aber auch unterschätzt: Per- und polyfluorierte Alkylverbin-

dungen, kurz PFAS. Wegen ihren idealen Eigenschaften wur-

den die sogenannten Ewigkeitschemikalien vielerorts einge-

setzt: in Textilen, Lebensmittelverpackungen, Pfannen, 

Skiwachsen, Schmiermitteln, Schutzbekleidung, Schaum-

löschmittel oder Pflanzenschutzmitteln. Weil sie praktisch nicht 

abbaubar sind, sind sie mittlerweile fast überall nachweisbar.

2023 hat eine nationale Untersuchungskampagne von 

Trinkwasserproben im Jahr 2023 ergeben, dass im Kanton 

Thurgau die heute geltenden PFAS-Höchstwerte nicht über-

schritten werden. Es ist aber davon auszugehen, dass auch im 

Kanton Thurgau erhöhte PFAS-Belastungen vorkommen. 

Deshalb hat der Regierungsrat beschlossen, nicht abzuwar-

ten, sondern hat das Projekt zur «Erfassung, Koordination und 

Begleitung der PFAS-Situation im Kanton Thurgau» in Auftrag 

gegeben. Das Projekt verfolgt Ziele in folgenden fünf Berei-

chen: Erfassung der PFAS-Situation im Kanton Thurgau, Auf-

bau eines Case Managements für die Landwirtschaft, Klärung 

der Verursacherthematik mit den Feuerwehren, Koordination 

und Kommunikation sowie effizienter und effektiver Mittelein-

satz. Um diese Ziele zu erreichen, sind finanzielle und perso-

nelle Ressourcen notwendig, die dem Grossen Rat mit dem 

Budget 2026 beantragt worden sind. 

Es ist auch eine Vertretung der Politischen Gemeinden in 

der Projektorganisation vorgesehen. Insbesondere die Verur-

sacherthematik bei Feuerwehren könnte die Politischen 

Gemeinden betreffen. Vorerst gilt es aber, die Situation im 

Kanton Thurgau sorgfältig zu erfassen, um danach geeignete 

Massnahmen abzuleiten. Das dreijährige Gesamtprojekt wird 

per 1. Januar 2026 lanciert, weil die Ämter erst nach der Bud-

getgenehmigung durch den Grossen Rat mit der Arbeit begin-

nen können.  ■


